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Antrag 

der Abgeordneten Achim Großmann, Norbert Formanski, Wolfgang Thierse, 
Wolfgang Behrendt, Hans-Werner Berti, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Anni Brandt- 
Elsweier, Edelgard Bulmahn, Peter Conradi, Dr. Marliese Dobberthien, Elke Ferner, 
Gabriele Fograscher, Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Iris Gleicke, Angelika Graf 
(Rosenheim), Klaus Hagemann, Christel Hanewinckel, Monika Heubaum, Ingrid 
Holzhüter, Eike Hovermann, Wolfgang Ute, Barbara Imhof, Gabriele Iwersen, Siegrun 
Klemmer, Nicolette Kressl, Christa Lörcher, Klaus Lohmann (Witten), Dr. Christine 
Lucyga, Dieter Maaß (Herne), Winfried Mante, Dorle Marx, Ulrike Mäscher, Angelika 
Mertens, Ursula Mogg, Dr. Edith Niehuis, Adolf Ostertag, Albrecht Papenroth, Margot 
von Renesse, Otto Reschke, Günter Rixe, Siegfried Scheffler, Dagmar Schmidt 
(Meschede), Ursula Schmidt (Aachen), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Walter Schöler, 
Volkmar Schultz (Köln), Dr. Angelica Schwall-Düren, Lisa Seuster, Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast, Wieland Sorge, Wolf gang Spanier, Dr. Peter Struck, Franz Thönnes, 
Wolfgang Weiermann, Inge Wettig-Danielmeier, Hildegard Wester, Verena Wohlleben, 
Hanna Wolf (München), Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Anhebung der Freibetragsregelungen nach dem Wohnungsbauförderungsgesetz1994 


Das Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 (WoBauFördG) ver- 
folgte u.a. das Ziel, erwerbstätigen Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern eine verbesserte Zugangsmöglichkeit zu öffentlich 
gefördertem Wohnraum zu verschaffen. Durch die Anhebung der 
Einkommensgrenzen nach den §§ 25a bis 25c de^ Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes (11. WoBauG) und die Einräumung von pau- 
schalen Abzugsbeträgen bei der Einkommensermittlung für die 
Entrichtung von Einkommensteuern, Kranken- und Rentenversi- 
cherungsbeiträgen in Höhe von jeweils 10 % wurde dieses Ziel in 
vielen Fällen auch erreicht. 

Auf der anderen Seite häufen sich kritische Stellungnahmen von 
Behindertenverbänden und Betroffenen, daß die Neugestaltung 
der Freibetragsregelung trotz Anhebung der Einkommensgrenzen 
zu einer deutlichen Schlechterstellung der Gruppe von Behinder- 
ten geführt hat, die nicht häuslich pflegebedürftig im Sinne des 
§ 69 Abs. 3 Satz 1 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) ist. Eine 
gravierende Verschlechterung hat sich vor allem für den Perso- 
nenkreis ergeben, dessen Behinderung 80 bis 100 beträgt, ohne 
daß eine häusliche Pflegebedürftigkeit vorliegt: Der bis zum 
30. September 1994 geltend zu machende Freibetrag von 9 000 DM 
wurde vollständig gestrichen. Dies trifft auch für den bis zum 30. 
September 1994 geltend zu machenden Freibetrag in Höhe von 
4 200 DM für nicht pflegebedürftige Behinderte mit einem Grad 
der Behinderung von 50 bis 80 zu. 
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Nach Angaben des Reichsbundes sind mit der jetzigen Regelung 
etwa 75% aller Schwerbeschädigten von der Gewährung von Frei- 
beträgen ausgeschlossen und haben damit deutlich verminderte 
Chancen, eine öffentlich geförderte Wohnung zu erhalten. Dies be- 
trifft vor allem die großen Gruppen der erheblich und außerge- 
wöhnlich Gehbehinderten, die auf eine barrierefreie Wohnung an- 
gewiesen sind. 

Neben diesen Einwänden gegen die Schlechterstellung von Be- 
hinderten gab es seit Inkrafttreten des Wohnungsbauförderungs- 
gesetzes am 1. Oktober 1994 deutliche Kritik an der Freibetrags- 
regelung für Alleinerziehende, die einen Freibetrag in Höhe von 
1 800 DM nur für Kinder bis zum zwölften Lebensjahr geltend 
machen können. Diese Altersgrenze wird als nicht ausreichend 
angesehen. 

Das erklärte Ziel des Wohnungsbauförderungsgesetzes, einen er- 
sten Schritt zur Harmonisierung des Einkommensbegriffs und der 
Einkommensermittlung im gesamten Bereich des Wohnungs- 
wesens zu leisten, steht nicht im Widerspruch zum vorliegenden 
Antrag: Es ist vielmehr erforderlich, daß sich die seit Jahren überfäl- 
lige Novelle des Wohngeldgesetzes und die beabsichtigte Neuge- 
staltung der Wohnungsbauförderung im Rahmen eines III. WoBauG 
bei den Freibetragsregelungen am vorliegenden Antrag orientiert. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung aus den ge- 
• nannten Gründen auf, das II. WoBauG folgendermaßen zu ändern: 

1. Die Freibetragsregelung für Behinderte (II. WoBauG § 25 d Abs. 
1 Nr. 3) wird dahin gehend geändert, daß 

a) Behinderte mit einem Grad der Behinderung von minde- 
stens 80, die nicht häuslich pflegebedürftig im Sinne des 
§ 69 Abs. 3 Satz 1 BSHG sind, einen Freibetrag in Höhe 
von 4 200 DM in Anspruch nehmen können 

und 

b) Behinderte mit einem Grad der Behinderung von minde- 
stens 50 bis unter 80, die nicht häuslich pflegebedürftig im 
Sinne des § 69 Abs. 3 Satz 1 BSHG sind, einen Freibetrag 
in Höhe von 2 000 DM in Anspruch nehmen können. 

2. Die Freibetragsregelung für Alleinerziehende (II. WoBauG 
§ 25 Abs. 1 Nr. 1) wird dahin gehend geändert, daß der Frei- 
betrag in Höhe von 1 800 DM für jedes Kind unter 14 Jahren 
gewährt wird, für das Kindergeld nach § 63 des Einkommen- 
steuergesetzes (EStG) oder eine Leistung im Sinne des § 65 
Abs. 1 EStG gewährt wird. 

Bonn, den 1. Februar 1996 

Achim Großmann 
Norbert Formanski 
Wolfgang Thierse 
Wolfgang Behrendt 
Hans- Werner Berti 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 


Anni Brandt-Elsweier 
Edelgard Bulmahn 
Peter Conradi 
Dr. Marliese Dobberthien 
Elke Ferner 
Gabriele Fograscher 
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Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Iris Gleicke 

Angelika Graf (Rosenheim) 
Klaus Hagemann 
Christel Hanewinckel 
Monika Heubaum 
Ingrid Holzhüter 
Eike Hovermann 
Wolfgang Ute 
Barbara Imhof 
Gabriele Iwersen 
Siegrun Klemmer 
Nicolette Kressl 
Christa Lörcher 
Klaus Lohmann (Witten) 

Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ulrike Mäscher 
Angelika Mertens 
Ursula Mogg 
Dr. Edith Niehuis 
Adolf Ostertag 


Albrecht Papenroth 
Margot von Renesse 
Otto Reschke 
Günter Rixe 
Siegfried Scheffler 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Ursula Schmidt (Aachen) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Walter Schüler 
Volkmar Schultz (Köln) 

Dr. Angelica Schwall-Düren 
Lisa Seuster 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

Wieland Sorge 

Wolfgang Spanier 

Dr. Peter Struck 

Franz Thönnes 

Wolfgang Weiermann 

Inge Wettig-Danielmeier 

Hildegard Wester 

Verene Wohlleben 

Hanna Wolf (München) 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 


Zu Nummer 1 

Die Freibetragsregelung für Schwerbehinderte, die zudem auf 
häusliche Pflege angewiesen sind, ist zu begrüßen. Der vollstän- 
dige Verzicht auf Freibeträge für Behinderte, deren Grad der Be- 
hinderung unter 100 beträgt, und die nicht häuslich pflegebedürf- 
tig sind, führt in der Praxis jedoch zu individuellen Härten, die sich 
- trotz der Anhebung der Einkommensgrenzen im Rahmen des 
Wohnungsbauförderungsgesetzes 1994 - in einer deutüchen 
Schlechterstellung dieses Personenkreises gegenüber der vor dem 
1. Oktober 1994 gültigen Regelung auswirken. 

Eine Ausgestaltung der Freibetragsregelung im genannten Sinne 
würde diese vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte Schlechterstel- 
lung verhindern. 

Die häusüche Pflegebedürftigkeit sollte nicht allein für die Ge- 
währung eines Freibetrages ausschlaggebend sein. Eine Freibe- 
tragsregelung im geforderten Sinne trägt dem Umstand Rechnung, 
daß auch Menschen mit schweren Bewegungsbehinderungen 
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große Probleme haben, auf dem freien Wohnungsmarkt versorgt 
zu werden. Die verbessserte Freibetragsregelung würde dazu bei- 
tragen, daß diesem Personenkreis der Zugang zu öffentlich geför- 
dertem Wohnraum nicht verschlossen wird. 

Eine differenzierte Regelung, die auf vier Gruppen von nicht häus- 
lich pflegebedürftigen Behinderten abzielt - Grad der Behinde- 
rung von 100, 80 bis 100, 50 bis 80 sowie unter 50 - erscheint sach- 
gerecht, weil sie den unterschiedlichen Beeinträchtigungen von 
Behinderten eher Rechnung trägt als die derzeit gültige Regelung. 
Ein Verzicht auf Freibeträge für die Gruppe der nicht häuslich pfle- 
gebedürftigen Behinderten mit einem Grad der Behinderung von 
unter 50 ist angesichts der relativ geringen Bedeutung dieser Be- 
hinderungen für die Wohnsituation zu rechtfertigen und entspricht 
der bis zum 30. September 1994 gültigen Praxis. 

Zu Nummer 2 

Es ist sachlich nicht gerechtfertigt, daß Alleinerziehende lediglich 
für Kinder unter zwölf Jahren den Freibetrag in Höhe von 1 800 DM 
geltend machen können, sofern sie wegen Erwerbstätigkeit oder 
Ausbildung nicht nur kurzfristig vom Haushalt abwesend sind. Der 
Freibetrag hat das Ziel, Alleinerziehenden finanziellen Spielraum 
bei der Beaufsichtigung ihrer Kinder zu gewährleisten. Nach der 
derzeitigen Rechtslage fällt selbst dieser relativ geringe Freibetrag 
gerade zu dem Zeitpunkt weg, wenn eine häusliche Beaufsichti- 
gung aufgrund der Probleme, die die Pubertät mit sich bringt, be- 
sonders wichtig wird: Kinder oder Jugendliche im Alter zwischen 
zwölf und 14 Jahren sind auf den Ansprechpartner zu Hause an- 
gewiesen; der Anreiz, die Zeit nach der Schule außerhalb des Hau- 
ses zu verbringen, wird durch das Fehlen eines solchen An- 
sprechpartners erheblich erhöht. Es ist daher sachlich gerechtfer- 
tigt, die Gewährung des Freibetrages - der sich auch auf die Ent- 
richtung der Fehlbelegungsabgabe auswirkt - im vorgeschlage- 
nen Sinne zu verlängern. 

Kosten 

Mit der Einräumung der Freibeträge werden die Chancen der ge- 
nannten Gruppen, eine öffentlich geförderte Wohnung zu erhal- 
ten, erhöht. Dem Bund entstehen dadurch keine Kosten, 

Geringfügige Verringerungen der Einnahmen aus der Fehlbele- 
gungsabgabe sind für die Länder zu erwarten, da die Einräumung 
der Freibeträge in Einzelfällen dazu führen wird, daß Betroffene 
aus der Fehlbelegung herausfallen oder in eine niedrigere Stufe 
gelangen. 
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